
Anlage 2 
 
 

 
S a t z u n g 

 
über die 4. Änderung vom XX.XX.2021 der Satzung über die Entwässerung und den 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage der Gemeinde Eitorf (Abwasserbeseiti-
gungssatzung) vom 21.12.2010 
 
 
 
Aufgrund des Landeswassergesetzes Nordrhein-Westfalen (LWG NRW), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz zur Änderung des Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV. 
NRW. 2021, S. 560 ff.) 
 
hat der Rat der Gemeinde Eitorf am XX.XX.2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
 

Artikel I 
 
Die Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage 
der Gemeinde Eitorf (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 21.12.2010 wird in den nachfol-
genden Paragraphen neu gefasst: 
 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Satz 1 - 2 unverändert 

 
1. unverändert 
 
2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des Gemeindegebietes 

anfallenden Abwassers sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Plänen nach 
§ 57 Abs. 1 Sätze 4 und 5 LWG NRW, 
 

3. unverändert 
 

4. unverändert 
 
5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und 

dessen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 54 
Abs. 2 Satz 2 WHG i.V.m. § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LWG NRW); hierfür gilt die geson-
derte Satzung der Gemeinde Eitorf über die Entsorgung von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) in der jeweils gültigen Fassung, 
 

6. unverändert 
 

(2) unverändert 
 

(3) unverändert 
 
 



 
§ 2  

Begriffsbestimmungen 
 

Im Sinne dieser Satzung bedeuten:  
 

1. unverändert 
 

2. unverändert 
 

3. unverändert 
 

4. unverändert 
 

5. unverändert 
 

6. unverändert 
 

7. unverändert 
 

8. unverändert 
 

9. unverändert 
 

10. Druckentwässerungsnetz:  
Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der 
Transport von Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen oder 
Kompressoren erzeugten Druck erfolgt. Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind 
regelmäßig technisch notwendige Bestandteile des jeweiligen Gesamtnetzes. Sie 
sind jedoch Bestandteil der Hausanschlussleitung, die nicht zur öffentlichen Abwas-
seranlage gehört.  

 
11. unverändert 

 
12. Anschlussnehmerin bzw. Anschlussnehmer: 

Anschlussnehmerin bzw. Anschlussnehmer ist die Eigentümerin bzw. der Eigentümer 
als Nutzungsberechtigte/Nutzungsberechtigter eines Grundstücks, das an die öffent-
liche Abwasseranlage angeschlossen ist. § 20 Absatz 1 gilt entsprechend.  

 
13. Indirekteinleiterin bzw. Indirekteinleiter:  

Indirekteinleiterin bzw. Indirekteinleiter ist diejenige Anschlussnehmerin bzw. derje-
nige Anschlussnehmer, die bzw. der Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage ein-
leitet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 

 
14. unverändert 

 
 
 

§ 3  
Anschlussrecht 

 
Jede Eigentümerin bzw. jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde Eitorf liegenden 
Grundstücks ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Ge-
meinde den Anschluss seines Grundstücks an die bestehende öffentliche Abwasseranlage 
zu verlangen (Anschlussrecht). 



 
 
 

§ 4  
Begrenzung des Anschlussrechts 

 
(1) unverändert 

 
(2) Die Gemeinde kann den Anschluss versagen, wenn die zuständige Behörde unter den 

Voraussetzungen des § 49 Abs. 5 Satz 1 LWG NRW die Abwasserbeseitigungspflicht auf 
Antrag der Gemeinde auf die private Grundstückseigentümerin bzw. den privaten Grund-
stückseigentümer übertragen hat. Dieses gilt nicht, wenn sich die Grundstückseigentü-
merin bzw. der Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem Anschluss verbunde-
nen Mehraufwendungen zu tragen. 

 
(3) unverändert 
 
 
 

§ 5  
Anschlussrecht für Niederschlagswasser 

 
(1) unverändert 

 
(2) Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, bei denen die Pflicht 

zur Beseitigung des Niederschlagswassers gemäß § 49 Absatz 4 LWG NRW der Eigen-
tümerin bzw. dem Eigentümer des Grundstücks obliegt oder anderweitig Dritten zugewie-
sen ist. 

 
 
 

§ 6  
Benutzungsrecht 

 
Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat die Anschlussnehmerin bzw. 
der Anschlussnehmer vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beach-
tung der technischen Bestimmungen für den Bau und den Betrieb der haustechnischen Ab-
wasseranlagen das Recht, das auf ihrem bzw. seinem Grundstück anfallende Abwasser in 
die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungsrecht). 
 
 
 

§ 7  
Begrenzung des Benutzungsrechts 

 
 
(1) Satz 1 unverändert 

 
1. unverändert 
2. unverändert 
3. unverändert 
4. unverändert 
5. unverändert 
6. unverändert 

 



(2) Satz 1 unverändert 
 

1. unverändert 
2. unverändert 
3. unverändert 
4. unverändert 
5. unverändert 
6. unverändert 

 
7. Inhalte von Chemietoiletten, soweit dieses im Einzelfall nicht durch die Gemeinde 

schriftlich zugelassen worden ist, 
 

8. unverändert 
9. unverändert 
10. unverändert 
11. unverändert 
12. unverändert 
13. unverändert 
14. unverändert 
15. unverändert 
16. unverändert 

 
17. Abwasser aus Bohrungen zur Gewinnung von Erdwärme, soweit dieses im Einzelfall 

nicht durch die Gemeinde schriftlich zugelassen worden ist, 
 

18. Flüssige Stoffe, die kein Abwasser sind, 
 

19. Einweg-Waschlappen, Einwegwischtücher, sonstige Feuchttücher und andere Mate-
rialien, die sich nicht zersetzen und deshalb in der öffentlichen Abwasseranlage zu 
Betriebsstörungen z.B. an Pumpwerken führen können. 

 
(3) unverändert 

 
(4) unverändert 

 
(5) unverändert 

 
(6) unverändert 

 
(7) unverändert 
 
(8) Die Gemeinde kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den 

Anforderungen der Absätze 2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtige 
Härte für die Verpflichtete bzw. den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen 
Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die Gemeinde auf Antrag 
zeitlich befristet und jederzeit widerrufbar zulassen, dass Grund-, Drainage-, Kühlwasser 
und sonstiges Wasser wie z. B. wild abfließendes Wasser (§ 37 WHG) der Abwasseran-
lage zugeführt wird. Die Indirekteinleiterin bzw. der Indirekteinleiter hat dem Antrag die 
von der Gemeinde verlangten Nachweise beizufügen.  

 
(9) unverändert 
 

(10) unverändert 
 
 



 
§ 8  

Abscheideanlagen 
 
(1) unverändert  
 
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Gemeinde eine Vorbehandlung 

(Vorreinigung) auf dem Grundstück der Anschlussnehmerin bzw. des Anschlussnehmers 
in einer von ihr oder ihm zu errichtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen 
Vorbehandlungsanlage angeordnet werden, wenn der Verschmutzungsgrad des Nieder-
schlagswassers für die Gemeinde eine Pflicht zur Vorbehandlung nach dem sog. Trenn-
Erlass vom 26.05.2004 (MinBl. 2004, S. 583 ff), auslöst. Die vorstehende Vorbehand-
lungspflicht gilt auch für Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflächenwasser in die 
öffentliche Abwasseranlage einleiten.  

 
(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte und von Schlachtabwässern 

aus Schlachthöfen nach den Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müssen durch die Anschlussnehmerin bzw. den An-
schlussnehmer durch ein Feststoffrückhaltesystem mit einer maximalen Maschenweite 
von 6 mm geführt werden.  

 
(4) unverändert 
 
(5) unverändert 
 
 
 

§ 9  
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Anschlussberechtigte sind vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung verpflich-

tet, ihr Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW 
an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf dem Grundstück 
anfällt (Anschlusszwang) 

 
(2) Die Anschlussnehmerin bzw. der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkung 

in dieser Satzung verpflichtet, das gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser 
(Schmutzwasser und Niederschlagswasser) in die öffentliche Abwasseranlage einzulei-
ten (Benutzungszwang), um seine Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW zu 
erfüllen.  

 
(3) unverändert 
 
(4) unverändert 
 
(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht in Erfüllung der Abwasserüberlassungs-

pflicht nach § 48 LWG NRW auch für das Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht in den 
Fällen des § 5 Absatz 2 dieser Satzung.  

 
(6) unverändert 
 
(7) unverändert 
 



(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das 
Grundstück innerhalb von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche Be-
kanntmachung oder Mitteilung an die Anschlussberechtigte bzw. den Anschlussberech-
tigten angezeigt wurde, dass das Grundstück angeschlossen werden kann. 

 
 
 

§ 10 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser 

 
(1) Die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom An-

schluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, 
wenn ihr bzw. ihm die Abwasserbeseitigungspflicht durch die zuständige Behörde ganz 
oder teilweise übertragen worden ist. Die Übertragung ist nachzuweisen. 

 
(2) unverändert 
 
 
 

§ 11  
Nutzung des Niederschlagswassers 

 
Beabsichtigt die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer die Nutzung des 
auf seinem dem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers, so hat sie bzw. er dies der 
Gemeinde anzuzeigen. Die Gemeinde verzichtet in diesem Fall auf die Überlassung des ver-
wendeten Niederschlagwassers gemäß § 49 Abs. 4 Satz 3 LWG NRW, wenn die ordnungs-
gemäße Verwendung des Niederschlagwassers auf dem Grundstück sichergestellt ist und 
ein Überlauf an die öffentliche Abwasseranlage besteht, so dass eine Überschwemmung von 
Nachbargrundstücken durch Niederschlagswasser ausgeschlossen werden kann. Ein Ver-
zicht auf die Abwasserüberlassung kommt nur bei solchen Grundstücken in Betracht, die 
bereits an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind. 
 
 
 

§ 12  
Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 

 
(1) Führt die Gemeinde aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung 

mittels eines Druckentwässerungsnetzes durch, hat die Grundstückseigentümerin bzw. 
der Grundstückseigentümer auf ihre oder seine Kosten auf seinem Grundstück einen 
Pumpenschacht mit einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen Druckpumpe 
sowie die dazugehörige Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzustellen, zu betrei-
ben, zu unterhalten, instand zu halten und gegebenenfalls zu ändern und zu erneuern. 
Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, 
der Druckpumpe und der dazugehörigen Druckleitung trifft die Gemeinde.  

 
(2) Die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem 

geeigneten Fachunternehmen einen Wartungsvertrag abzuschließen, der eine Wartung 
der Druckpumpe entsprechend den Herstellerangaben sicherstellt. Der Wartungsvertrag 
ist der Gemeinde bis zur Abnahme der Druckleitung, des Pumpenschachtes und der 
Druckpumpe vorzulegen. Für bereits bestehende Druckpumpen ist der Wartungsvertrag 
innerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieser Bestimmung vorzulegen. 

 
(3) unverändert 
 



(4) unverändert 
 
 
 

§ 13  
Ausführung von Anschlussleitungen 

 
(1) unverändert 
 
(2) unverändert 
 
(3) Die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau 

von Abwasser aus dem öffentlichen Kanal zu schützen. Hierzu hat sie bzw. er Ablaufstel-
len unterhalb der Rückstauebene (in der Regel die Straßenoberkante) durch funktions-
tüchtige Rückstausicherungen gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
einzubauen. Diese Pflicht zum Einbau einer Rückstausicherung gilt für alle Grundstücke, 
d.h. auch für solche Grundstücke, bei denen in der Vergangenheit noch keine Rückstau-
sicherung eingebaut worden ist oder satzungsrechtlich hätte bereits eingebaut werden 
müssen. Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein. 

 
(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat die 

Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer einen geeigneten Kontroll-
schacht auf dem Grundstück außerhalb des Gebäudes nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik (§ 60 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW) einzubauen. Bei bestehenden 
Anschlussleitungen ist die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer 
zum nachträglichen Einbau eines Kontrollschachtes verpflichtet, wenn sie bzw. er die An-
schlussleitung erneuert oder verändert. In Ausnahmefällen kann auf Antrag der Grund-
stückseigentümerin bzw. des Grundstückseigentümers von der Errichtung eines Kontroll-
schachtes außerhalb des Gebäudes abgesehen werden. Der Kontrollschacht muss je-
derzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung des Kon-
trollschachtes ist unzulässig.  

 
(5) unverändert 
 
(6) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung sowie die laufende Unterhaltung 

der haustechnischen Abwasseranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem anzu-
schließenden Grundstück führt die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstücksei-
gentümer auf ihre oder seine Kosten durch. Die Hausanschlussleitung ist in Abstimmung 
mit der Gemeinde zu erstellen.  

 
(7) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen Abwas-

seranlage, so kann die Gemeinde von der Grundstückseigentümerin bzw. dem Grund-
stückseigentümer zur ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks den Einbau 
und den Betrieb einer Hebeanlage verlangen. Die Kosten trägt die Grundstückseigentü-
merin bzw. der Grundstückseigentümer. 

 
(8) unverändert 
 
(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage vorhanden ist, Neu-

bauten errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich zie-
hen, hat die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer auf dem Grund-
stück Anlagen für einen späteren Anschluss in Abstimmung mit der Gemeinde auf ihre 
bzw. seine Kosten vorzubereiten. 

 
 



 
§ 14  

Zustimmungsverfahren 
 
(1) unverändert 
 
(2) Der Antrag hat neben dem ausgefüllten Antragsformular u.a. eine zeichnerische, maß-

stäbliche Darstellung zu enthalten, aus der Anzahl, Führung, lichte Weite und technische 
Ausführung der Anschlussleitungen sowie die Lage der Kontrollschächte hervorgeht. Er 
ist von der Anschlussnehmerin bzw. dem Anschlussnehmer unterschrieben in zweifacher 
Ausfertigung bei der Gemeinde einzureichen.  

 
(3) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat die Anschlussneh-

merin bzw. der Anschlussnehmer spätestens eine Woche vor der Außerbetriebnahme 
des Anschlusses der Gemeinde mitzuteilen. Die Anschlussleitung ist durch die An-
schlussnehmerin bzw. den Anschlussnehmer zu sichern. Diese Arbeiten kann auch die 
Gemeinde auf Kosten der Anschlussnehmerin bzw. des Anschlussnehmers durchführen.  

 
(4) Spätestens eine Woche vor Beginn der auf Dauer angelegten Benutzung der öffentlichen 

Abwasseranlage hat die Anschlussnehmerin bzw. der Anschlussnehmer diese der Ge-
meinde schriftlich anzuzeigen. 

 
 
 

§ 15  
Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 

 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen gilt die Verord-

nung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung 
Abwasser – SüwVO Abw NRW 2020). Private Abwasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 
61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW so zu errichten, zu unterhalten und zu betreiben, dass 
die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch 
die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW 
gegenüber der Gemeinde Eitorf.  

 
(2) unverändert 
 
(3) unverändert 
 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung 

bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO 
Abw NRW 2020. Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Grundstücks bzw. die bzw. 
der Erbbauberechtigte hat private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach 
ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlichen Änderung unverzüglich von Sachkundigen 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik auf deren Zustand und Funktions-
fähigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende Abwasserleitun-
gen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 2 bis 5 SüwVO Abw NRW 2020.  

 
(5) unverändert 
 
(6) Das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung ist in einer Bescheinigung gemäß An-

lage 2 der SüwVO Abw NRW 2020 zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die 
in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO Abw NRW 2020 genannten Anlagen beizufügen. Diese Be-
scheinigung nebst Anlagen ist der Gemeinde Eitorf durch die Grundstückseigentümerin 



bzw. den Grundstückseigentümer oder die bzw. den Erbbauberechtigten unverzüglich 
nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen.  

 
(7) unverändert 

 
(8) unverändert 
 
 
 

§ 16  
Indirekteinleiter-Kataster 

 
(1) unverändert 
 
(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatz 1 sind der Gemeinde mit dem Antrag nach 

§ 14 Absatz 1 die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei bestehen-
den Anschlüssen hat dies innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung 
zu geschehen. Auf Verlangen hat die Indirekteinleiterin bzw. der Indirekteinleiter der Ge-
meinde Auskunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und 
die Vorbehandlung des Abwassers zu erteilen. Soweit es sich um genehmigungspflichtige 
Indirekteinleitungen im Sinne des § 58 WHG und § 58 LWG NRW handelt, genügt in der 
Regel die Vorlage des Genehmigungsbescheides der zuständigen Wasserbehörde. 

 
 
 

§ 17  
Abwasseruntersuchungen 

 
(1) unverändert 
 
(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt die Anschlussnehmerin bzw. der Anschlussneh-

mer, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß gegen die Benutzungsbestimmungen dieser 
Satzung vorliegt. 

 
 
 

§ 18  
Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht 

 
(1) Die Grundstückseigentümerin bzw. der Grundstückseigentümer ist gemäß § 98 Abs. 1 

LWG NRW i.V.m. § 101 Abs. 1 WHG verpflichtet, der Gemeinde auf Verlangen die für 
den Vollzug dieser Satzung erforderlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haus-
technischen Abwasseranlagen und der Hausanschlussleitung zu erteilen. 

 
(2) Die Anschlussnehmerin bzw. der Anschlussnehmer und die Indirekteinleiterin bzw. der 

Indirekteinleiter haben die Gemeinde unverzüglich zu benachrichtigen, wenn  
 

1. unverändert 
2. unverändert 
3. unverändert 
4. unverändert 
5. unverändert 

 
(3) Bedienstete der Gemeinde und Beauftragte der Gemeinde mit Berechtigungsausweis 

sind berechtigt, die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck 



der Erfüllung der gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser 
Satzung erforderlich ist. Die Eigentümerinnen, Eigentümer und Nutzungsberechtigten ha-
ben das Betreten von Grundstücken und Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu 
allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken zu gewähren. Das Betre-
tungsrecht gilt nach § 98 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW auch für Anlagen zur Ableitung von 
Abwasser, das der Gemeinde zu überlassen ist. Die Grundrechte der Verpflichteten aus 
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 GG (Freiheit der Person), Art. 13 (Unverletzlichkeit der Woh-
nung) und Art. 14 GG (Eigentum) sind insbesondere bezogen auf die Abwasserüberlas-
sungspflicht nach § 48 LWG NRW gemäß § 124 LWG NRW eingeschränkt. 

 
 
 

§ 19  
Haftung 

 
(1) Die Anschlussnehmerin bzw. der Anschlussnehmer und die Indirekteinleiterin bzw. der 

Indirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße Benutzung der haustechnischen sowie 
privaten Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Sie haften 
für alle Schäden und Nachteile, die der Gemeinde infolge eines mangelhaften Zustandes 
oder einer satzungswidrigen Benutzung der haustechnischen sowie privaten Abwasser-
anlagen oder infolge einer satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage 
entstehen.  

 
(2) In gleichem Umfang hat die bzw. der Ersatzpflichtige die Gemeinde von Ersatzansprü-

chen Dritter freizustellen. 
 
(3) unverändert 

 
 
 

§ 20  
Berechtigte und Verpflichtete 

 
(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümerinnen bzw. 

Grundstückseigentümer ergeben, gelten entsprechend für Erbbauberechtigte und sons-
tige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte sowie für die Träger der Baulast 
von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile. 

 
(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der 

öffentlichen Abwasseranlage ergeben, für jede bzw. jeden, die bzw. der  
 

1. unverändert 
2. unverändert 

 
(3) unverändert 
 
 
 

§ 21  
Beiträge und Gebühren 

 
unverändert 
 
 
 



§ 22  
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) unverändert 

 
(2) unverändert 

 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können gemäß § 123 Abs. 4 LWG NRW mit 

einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden. 
 
 
 

Artikel II 
 
Die 4. Änderung der Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die öffentliche 
Abwasseranlage der Gemeinde Eitorf (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 21.12.2010 tritt 
am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 


